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Bericht über die BerhandtunZen
des sechsten Landtags

des Großherzogthums Oldenblurg.

Ueunllndfunfzigstk Sitzung.
Oldenburg , den 16 . Juni 185 3. Vormittags 10 Uhr.

s»

Tagesordnung: 1) Zweite Abstimmung über den Fuhrken ' schen  Antrag und Fortsetzung der Berathung über den Gesetz¬entwurf wegen Zwangsabtretungen zur Anlegung eines Hafens bei Oldorf.
2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Tragung medicinalpvlizeilicher Kosten.3) Zweite Lesung dcS Gesetzentwurfs, betreffend die Beförderung von Schiffspassagirrcn nach überseeischenHäfen.
4) Bericht des Finanzausschusses über Cap. V. und VI. des Voranschlags der Ausgaben für das Herzog¬thum, und Nachfuge dazu, betreffend den Bau eines Gefangenhauses in Oldenburg.5) Wahl von fünf Conferenzmitgliedern.

Vorsitzender: Vicepräsident Pancratz.

ö! ) ie Sitzung beginnt 10'/z Uhr. — Am Ministertisch an¬
wesend: Staatsrath Krell,  Reg .-Comm. Bucholtz . —
Nach Verlesung und Genehmigung des Protocolls der vori¬
gen Sitzung, zeigt der Vorsitzende  den Eingang einer
Vorstellung von Seiten des Mühlenbesitzers Adolph Wig¬
gers  zu Pansdorf an, worin derselbe bittet: „der Landtag
wolle über den einzeiligen Antrag des Hüfners Kröger  zu
Sarkwitz, zur Tagesordnung übergehen." — (Die Vorstel¬
lung wird dem Finanzausschuß überwiesen.) — Man geht
zum ersten Punkt der Tagesordnung: der Fortsetzung der Ver¬
handlung über den Gesetzentwurf, betreffend: Zwangsabtre¬
tungen zur Anlegung eines Hafens bei Oldorf, über, und
eS erfolgt zunächst die zweite Abstimmung über den Fuhr-
kenschen  Antrag. Derselbe wird mit 27 gegen 13 Stimmen
abgelehnt. —

Für denselben stimmten die Abgeordneten:
Lehmkuhl , Lübbers , Luerßen , v. Lützow,

Noell , Strackerjan I., Strackerjan  II . , Strodt-
hoff , v. Wedderkop , Bulling , Feldhus , Ferne¬
ding , Fuhrken . —

Gegen  denselben die Abgeordneten:
Mölling , Morcll , Nieberding , Pancratz,

Rösener , Schmedes , Sudendorf , Wibel , Wil-
lerS , Abels , Alfs , Bargmann , Barleben , Becker,
v. Berg , Böckel , Böker , Bothe , Crone,  v . Finckh,

Folte , Frank , Goose , Hardt , Janßen , Kasten,
Klävcmann.  —

Dagegen wird der Antrag der Mehrheit: „der Landtag
wolle auf die Berathung des vorliegenden Gesetzentwurfs«in¬
gehen, und dabei an die Grvßherzvgl. Staatsregicrung daS
Ersuchen stellen, daß dieselbe Sorge trage, daß der fragliche
Hafenbau sobald als möglich seinen Anfang nehme, und mit
der Ausführung möglichst unausgesetzt bis zu dessen Voll¬
endung fortgrsahrcn werde;" — mit 30 gegen 10 Stimmen
angenommen.

Es stimmten für denselben die Abgeordneten:
Morell , Nieberding , Noell , Pancratz , Röfe-

ner , Strackerjan !., Strackerjan  II ., StrodthoffzSudendorf , v. Wedderkop , Barleben , Becker,
v. Berg , Böker , Bothe , Bulling , Crone , Feld¬
hus , Ferneding , Fuhrken , v. Finckh, Folt e, Frank,
Goose , Janßen , Klävemann , Lehmkuhl , Luer¬
ßen, v. Lützow. —

Gegen  denselben die Abgeordneten:
Schmedes , Wibel , Millers , Abels , Alfs,

Bargmann , Böckel , Hardt , Kasten , Lübbers.  —
Ferner die hh. 1. und 2. des Gesetzentwurfs genehmigt,

und sodann der Gesetzentwurf im Ganzen angenommen. Hier¬
mit ist die erste Lesung beendigt, und der Präsident ersucht,
auf den Wunsch des Abg. v. Berg , die Sache so rasch als
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möglich zum Abschluß zu bringen , die Abgeordneten , etwaige
Anträge für die zweite Lesung spätestens bis morgen Mittag bei
dem Präsidium einzureichen . — Es folgt die zweite Lesung
deS Gesetzentwurfs über die Verpflichtung zum Tragen der
Kosten medizinalpolizeilichcr Maßregeln gegen die Verbreitung
ansteckender Krankheiten . — Die Anträge des Ausschusses un¬
ter Nr . 1 ., 2 . und 3 . werden angenommen , der Antrag Nr . 4.

abgelehnt , sodann der Gesetzentwurf , wie er nach der nun¬
mehrigen Zusammenstellung in Folge der heutigen Beschlüsse
sich gestaltet , im Ganzen angenommen , und ist damit auch
die zweite  Lesung dieses Gesetzentwurfs beendigt . — Man
kommt zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betreffend : die
Beförderung von Schiffspaffagieren nach überseeischen Häfen.
Zu den Art . L., 2 . , 3 ., 4 ., 5 ., 6 ., 7 ., 8 ., 9 ., 10 ., 11 . liegen
keine Anträge vor . Zu Art . 12 . ( früher Art . 10 .) hat der

Abg . Wibcl  den Antrag eingebracht : der Landtag beschließe:
„im Arr . 10 . ( jetzt Art . 12 .) werden die Worte : „ nicht nur"

und die Worte : „ des Heimathslandes des Passagiers , na¬
mentlich in Beziehung auf Erfüllung der Militärpflicht und

auf Befugniß auszuwandern , sowie die bestehenden Paß - und
fremdenpolizeilichen Vorschriften , sondern auch die, " — zu
streichen . Die danach in mehreren folgenden Artikeln erfor¬
derlich werdenden Acnderungen wird der Ausschuß treffen . "

Abg . Wibel:  Der Ausschuß habe geglaubt aus seinem
Anträge annehmen zu können , daß derselbe vielleicht nicht
von ihm gestellt worden wäre , wenn er den früheren Aus¬

schußbericht und den früheren Landtagsbeschluß berücksichtigt
hätte . Darauf müsse er erwiedern , daß der Ausschuß sich
darin irre , denn beide seien von ihm berücksichtigt worden.
Was die Berücksichtigung des früheren Beschlusses betreffe,

so habe die Form desselben noch nicht vorliegen können , iudcß
davon sei ein Antrag für die zweite Lesung nicht abhängig,

sein Antrag sei nur auf die Abänderung des Entwurfs ge¬
richtet , und wolle die richtige Fassung der dadurch nothwen-
dig werdenden Acnderungen im Entwurf dem Ausschuß an¬
heim stellen . Aus dem früheren Bericht lerne man gar nichts.
Es sei nun jetzt der Ausschuß der Ansicht , daß der Art . 332.
des Strafgesetzbuchs , und der Art . 14 . der Bundes -Controle-
Convention die gesetzliche Bestimmung nothwcndig mache.
Davon habe er sich nicht überzeugen können . Der Wortlaut

dieser beiden Bestimmungen wäre vielleicht nicht Allen be¬

kannt . Der Art . 332 . des Strafgesetzbuchs sage : Jeder,
welcher wissentlich einen Verbrecher zur Flucht behülflich sei,

solle dafür als Begünstiger bestraft werden ; — und die Bun-
des - Controle -Convcntion von 1831 sage dasselbe in Beziehung

aus solche , welche denjenigen zur Flucht behülflich seien , die
sich ihrer Militärpflicht entzögen . — Das seien also so allge¬
mein bekannte Dinge , daß eine Bestimmung in dem vorlie¬

genden Gesetz in dieser Beziehung ganz überflüssig sei . Es
gäbe noch andere Dinge , welche der Ausschuß doch auch nicht
berücksichtigt habe ; es sei noch manches andere bei Strafe
verboten , waS das Gesetz nicht aufführe . Sei es Absicht,
den Schiffseppedienten in Erinnerung zu bringen , was es
alles für strafbare Handlungen gebe , so könne , wenn nur

jene zwei strafbaren Handlungen hekvorgchoben würden , leicht
der Gedanke erregt werden , als sei alles Uebrige erlaubt.
Der Grund aber , weshalb man diese Bestimmung in den Gesetz¬
entwurf aufnehmen wolle , sei der : man wolle eine Fremden¬
polizei an unserer Küste etabliren . Daß dadurch unsere Rhe¬
derei nicht befördert werden könne , sei gewiß . Der Ausschuß
meine nun freilich , unsere Agenten würden in anderen Staa¬

ten nicht zugelassen werden , wenn man in Oldenburg eine solche
Fremdenpolizei nicht ausübte . Diese Furcht habe er nicht,

die andern Staaten wüßten recht gut , daß Oldenburg nicht
ihre Gesetze zu handhaben hätte , und würden deshalb , weil

dies hier nicht geschehe , unseren Agenten keine Schwierigkei¬
ten in den Weg l-sgen . Zu dem sei auch die Weglassung ei¬
ner solchen Bestimmung im Gesetz keineswegs die Erklärung,
daß in Oldenburg die Schiffscapitaine , oder Expedienten,
wegen Beförderung der Flucht von Verbrechern oder Deser¬

teuren von Strafe frei seien ; denn es könnten doch unmöglich
in jedem einzelnen Gesetz alle allgemeinen Bestimmungen wie¬
derholt werden . Sollten dennoch Bedenken gegen die Zulas¬
sung unserer Agenten in andern Staaten entstehen , so möge
man den Leuten ' unser Strafgesetzbuch entgegen halten , und
ihnen erklären , daß der Bundcsbeschluß vom 15 . Febr . 1831

auch in hiesigem Lande publizirt sei. — Also , es handele sich
nur um die Errichtung einer Fremdenpolizei an unserer Küste,
nur darum , den einen oder den anderen politischen Flücht¬
ling , welcher vielleicht eine hohe Person in einem anderen
Staate durch Schrift , Druck oder Wort beleidigt habe , an
der Auswanderung zu verhindern . — Dies sei nun allerdings
die Pflicht der Polizei , aber es sei nicht die Pflicht der Ge¬
setzgebung , solche Bestimmungen in eine merkantilische Gesetz¬
gebung hineinzulcgen , im Gegentheil sei es die Pflicht der
Gesetzgebung , das nicht zu thun . Außerdem habe er aber noch
das gesetzgeberische Bedenken dabei , Laß es ibm nicht richtig
scheine , wenn man in einem Gesetze einige Fälle erwähne,
und andere nicht . Das Strafgesetzbuch enthalte noch andere
Dinge , welche strafbar seien , z. B . die Entführung sei auch
ein Verbrechen , und wenn ein Schiffsinhaber eine Entführte
zu Schiff transportire , so sei er eben so sehr eines Verbre¬
chens schuldig , als wenn er die Flucht eines Verbrechers oder
Deserteurs befördere . Solle dann etwa die Entführung der
SchiffSexpcdienten erlaubt sein , oder wolle man Len Art . 381.

des Strafgesetzbuchs auch in das vorliegende Gesetz noch mit
ausnehmen ? Dann rede das Gesetz nur von Beförderung
solcher Leute nach überseeischen  Häfen . — Aber dürfe ein
Capitain denn solche Leute über die Weser , ja nur über die

Hunte bringen ? Wer einen solchen Flüchtling , einen Ver¬
brecher oder Deserteur über einen Graben von nur 6 Fuß

Breite bringe , der sei ja schon strafbar . — Also die ganze
Bestimmung des Gesetzentwurfs tauge nichts , deshalb solle
man seinen Antrag annehmen.

Abg . v . Wcddcrkop:  Der Vorredner habe zugegeben,
daß ein Schiffscxpedient , welcher einen Verbrecher oder De¬
serteur aus Deutschland nach Amerika übcrschiffe , sich einer
strafbaren Handlung schuldig mache . Der Sinn der in Frage
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stehenden Bestiwkmmg könne also unmöglich unpassend oder
nachtheklig genannt werden . Daß allerdings diese Bestim¬
mung , auch ohne daß sie hier ausdrücklich ausgesprochen
würde , schon zu Recht bestehe , müsse er zugeben . DerGrund
aber , warum sie kn dieses Gesetz wieder ausgenommen sei,
liege namentlich darin , daß die Gesetze aller übrigen nord¬
deutschen Staaten diese Bestimmung enthielten , und daß , wenn
Oldenburg sie allein in seinem Gesetze wcglassen und streichen
wollte , es wohl zu befürchten stände , daß aus dieser Strei¬
chung Gründe hergrnommen würden , um den Oldenburger
Schiffsexpedirnten die Concesfion zu Agenturen in fremden
Staaten zu verweigern . — Wenn dann darauf aufmerksam
gemacht worden sei , daß sich noch mehrere strafbare Hand¬
lungen der Expedienten denken lassen , welche das vorliegende
Gesetz nicht ausgenommen hätte , so müsse er dem beistimmen,
namentlich sei das Beispiel von der Entführung richtig , in-
dcß werde dieser Fall so selten Vorkommen , daß dem Aus¬
schuß eine besondere Hervorhebung Desselben nicht nothwendig
geschienen habe , während die Bestimmungen , welche er aus¬
genommen hätte , weil sie in allen übrigen Gesetzgebungen
enthalten waren , ihm von Wichtigkeit geschienen hätten.

Abg . Mölling:  Der Abg . v . Wedderkop  habe nur
einen einzigen Grund angeführt , weshalb die Bestimmung,
daß den Schiffsexpedienten eine polizeiliche Aufsicht über die
genannten Fälle aufzuerlegen sei , ausgenommen werden solle,
nämlich : die Gesetzgebungen aller übrigen Staaten hätten eine
solche Bestimmung . Wenn aber an und für sich eine derar¬
tige Bestimmung keinen Grund für sich habe , so könne auch
für Oldenburg kein Gewicht darauf gelegt werden , daß die¬
selbe in Len Gesetzgebungen anderer Staaten ausgenommen
sei . Denn wenn jeder Staat von der Idee ausgehe , man
müsse eine solche Bestimmung haben , weil alle andern Staa¬
ten sie hätten , so werde es niemals anders , und ein Staat
müsse doch wenigstens den Anfang machen . — Wenn aber
darauf hingewiefcn worden sei, daß , wenn Oldenburg diese
Bestimmung allein nicht hätte , unsere Agenten in andern
Staaten nicht zugelassen werden würden , so könne er das
nicht zugeben . Denn wenn die Agenten sagten : » wir richten
uns nach dem Gesetze unseres Landes ; so könne er sich nicht
denken , daß dies nicht genügen solle ; es würde mit allen
Verwaltungsmaximen der Staaten gegen einander im Wider¬
spruch stehen , wenn die andern Staaten noch mehr fordern
wollten . Wenn der Abg . v . Wedderkop  sage : das Bei¬
spiel von der Entführung könne hier nicht zutrcffen , weil ein
solcher Fall selten Vorkommen werde , so zeihe derselbe den
ganzen Paragraphen der größten Znconscqucnz , denn darauf
könne es bei der Gesetzgebung nicht ankommen , ob ein Fall
seltener oder häufiger vorkomme , und dafür würden sich die
Grenzen schwer finden lassen . Wolle man das Eine strafbar
finden , und polizeiliche Bestimmungen dafür treffen , so müsse
man es auch für daS Andere . Er sei auch der Meinung,
daß die Polizei die volle Berechtigung habe , Vergehen zu
verhüten , aber er wolle nicht , daß man die Polizei in jedes
Privatgeschäft hineinbringcn und jeden Privatmann zum Po-

lizeibcamten mache ; er wisse auch nicht , daß gegen die Om¬
nibusführer und Conducteure , die auch über Deutschland
hinaus Passagiere beförderten , solche Vorkehrungen getroffen
seien . Wenn man also nicht ganz allgemein diese Bestim¬
mung einführe , so sei auch kein Grund , sie hier zu treffen.
Er sei aber um so mehr dagegen , daß dieser Artikel beibehal-
ten werde , weil es sich hier um eine Angelegenheit handele,
die möglichst zu befördern und zu erleichtern sei , und weil
dicß der erste Schritt sein könnte , unser Land zu einem Ge-
fängniß zu machen . Wer nicht freiwillig hier bleiben wolle,
den solle man nicht hindern wegzugehen , dessen Fortkommen
solle mau eher begünstigen , möge auch ein politischer Flücht¬
ling , oder einer der sich der Militairpflicht entzogen habe,
einmal mit durchlaufen . Die Beschränkung der Auswande¬
rung würde weit schlimmere Folgen haben , und diesen möchte
er vorgebeugt wissen.

Abg . v . Lützow:  Er lege einen großen Werth darauf,
daß Hamburg und Bremen diese Bestimmung in ihrer Ge¬
setzgebung ausgenommen hätten , und wenn man eS dort , wo
die Sache gewiß von dem praclischen , kaufmännischen Stand¬
punkt aüfgefaßt worden sei , gethan habe , so werde man ge¬
wiß zugeben müssen , daß es in den Nachbarstaaten nicht an¬
ders sein könne . Er müsse gestehen , daß , wenn die Olden¬
burger Rhederei dadurch storiren solle , daß sie Vagabunden,
Verbrecher und Deserteure befördere , daß es dann traurig
um die Rhederei aussehe . Der kleine Staat Oldenburg müsse
sich nach seiner Ansicht dem anschließen , was alle anderen
Staaten beschlossen hätten , und darum werde er gegen den
Antrag des Abg . Wibel  stimmen.

Abg . Becker:  Es scheine ihm , man gehe von einem
falschen Gesichtspunkte aus . Es handele sich hier nicht von
der Zurückhaltung politischer Verbrecher , sondern um eine Be¬
stimmung , welche nothwendig geworden sei , in Folge der Be¬
schwerde , welche man im Auslande , besonders in Amerika,
über einzelne deutsche Länder , unter denen auch Oldenburg
genannt worden sei , geführt habe , daß sogar Behörden dis
Hand geboten hätten , Verbrecher nach Amerika üderzufiedeln.
Um diesen Beschwerden vorzubeugen , habe man in alle deut¬
sche Auswanderungsgesetzc die Bestimmung ausgenommen , daß
mit solchen Personen , welche sich der Strafe von Verbrechen
entziehen wollten , keine Ueberfahrtsverttage abgeschlossen wer¬
den sollten . Wollte man diese Bestimmung aus unserm Ge¬
setze weglassen , so würde dies unserer Paffagier - SchifffaW
nach Amerika den Todesstoß versetze » . Warum sich diese
Bestimmung nicht auch auf die Entführung beziehen soll «,
wisse er nicht , und habe dies nicht verstanden , denn die Ent¬
führung sei ja eben auch ein Verbrechen.

Abg . Wibel:  Gegen die Polizeiunisormität könne er
nichts sagen , wolle man diese , so müsse man auch seinen An¬
trag fallen lassen . Aber gegen die Bemerkung des Abg . Be¬
cker wolle er erklären , daß , wenn Amerika sich schütze gegen
die Uebersiedelung von Verbrechern , dieß durch seine Gesetze
geschehe , und die amerikanischen Gesetze seien in seinem An-
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trage gewahrt , denn der Capitän dürfe Niemanden befördern,
der nach derartigen Gesetzen nicht eingeführt werden solle.

Berichterst . Strackerjan  I . : Er wolle nur kurz be¬

merken , daß er glaube , den Ausschußanlrag empfehlen zu

können , denn die Bestimmungen , welche er ausgenommen

habe , fänden sich wörtlich in der Bremer und Hamburger

Gesetzgebung . In Bremen und Hamburg blühe aber das
Auswanderungsgeschäst in einer Weise , wie sonst nirgends,
und wenn dasselbe dort , bei dieser Gesetzgebung , zu dieser

Blüthe gekommen sei , so könne man es auch wagen , diese

Bestimmung bei unserer erst aufblühenden Rhederei anzu-
nehmcn.

Der Antrag des Abg . Wibel  wird hierauf abgelehnt.
Zu den Art . 13 . , 14 ., 15 ., 16 ., 17 ., 18 ., 19 ., 20 ., 21 .,

22 ., 23 ., 24 ., 25 . , 26 ., 27 ., 28 . , 29 ., 30 . sind keine Anträge

gestellt . Der Präsident bringt den Gesetzentwurf in der jetzi¬

gen Zusammenstellung im Ganzen zur Abstimmung , und cs
wird derselbe angenommen.

Zn Folge eines Vorschlags des Abg . Becker,  wird zu¬

nächst die Wahl der 5 Consercnzmitglieder vorgenommen . Es

werden gewählt in der ersten Wahl : der Abg . Klävemann

mit 26 Stimmen ; in der zweiten Wahl : der Abg . v . Mün¬

ster mit 26 Stimmen ; in der dritten Wahl : der Abg . Rö-
sener  mit 28 Stimmen ; in der vierten Wahl : der Abg.
Rüder  mit 25 Stimmen ; in der fünften Wahl : der Abg.

Strodthosf  mit 27 Stimmen.

Man kommt nun zur Beraihung des Berichtes des Fi¬

nanzausschusses über den Voranschlag der Ausgaben des Her-

zvgthums für 1853 und 54 , Cap . V. und VI.
Zum Antrag Nr . 1 . des Ausschusses : //der Landtag wolle

für die Amtseinnchmer für 1853 und 1854 jährlich 14,719

Lhaler 18 gr . bewilligen , und die Staatsregierung ersuchen,

sich damit einverstanden zu erklären , daß die darin steckenden

Gebühren für Hebungen zur Staatsgutscapitalicncaffe dieser

zur Last gelegt werden, " — bemerkt der:
Berichterst . Strackerjan  II . : Die hier veranschlagte

Ausgabe , betreffe die Hebungsgebühren der Amtseinnehmer,
für die Einnahme der Staatskasse und Staatsgutscapitalien-

casse . Der Ausschuß sei der Ansicht gewesen , daß die He¬

bungsgebühren für die Slaatsgutscapitaliencasse aus dieser

selbst zu bezahlen sein würden , weil diese stets als für sich

dastehend angesehen werden müsse , und werde deshalb die

Skaatsrcgierung ersucht , diese Hebungsgebühren aus der

Staatsgutscapitaliencasse bezahlen zu lassen.
Abg . Wölling:  Man ersehe aus dem Ausschußan-

trage , daß die Amtseinnehmer wenigstens zum großen Theil,
ausnahmsweise gegen die übrigen Beamten , statt auf festen

Gehalt gesetzt zu werden , noch auf Sporteln angewiesen

seien , und 2 Proccnt ihrer ganzen Einnahme als Hebungö-

gebühren bezögen . Er halte das Sportuliren im Allgemeinen
für sehr verderblich , und es , wenn auch hier im geringeren

Maße , — mit großen U >zuträglichkeiten verbunden , daß die

Amtseinnehmer , ihren Gehalt auS den Staatsgelvern , die sie

zu berechnen hätten , selbst nähmen , daß also eine so wün-

schenswerthe Cassenlrennung nicht statt finde . Er selbst sei

Amtseinnchmer gewesen , habe zwar nicht auf Procente ge¬

standen , aber bei seinem Vorgänger wäre dies der Fall ge¬
wesen . Da habe er denn in die Verhältnisse ein wenig hin¬

eingeschaut und , gefunden , daß da er auf fester Gage gestanden,

der Zustand besser geworden sei, eben so auch später , als ihm,

weil er zugleich Amtmann gewesen sei, die Hebung abgenom¬

men , und ein anderer Einnehmer mit fester Gage angestellt
worden wäre , sei der Zustand besser gewesen . Da er nun

überzeugt wäre , daß der Grundsatz der festen Gagen im gan¬
zen Land der richtigere sei , und ebenso auf die Amtseinnchmer

angewandt werden müsse , wie auf die übrigen Beamten , so

sei er gedrungen zu beantragen : es wird als Grundsatz auf¬

gestellt : „ die Amtseinnehmer werden gleich den übrigen Be¬

amten auf festen Gehalt gesetzt , die Staatsregicrung wird

ersucht , sich hiermit einverstanden zu erklären , und im Re¬

gulative über die Gehalte der Amtseinnehmer dem nächsten

Landtage vorzulegen . " — Daß von der Anwendung dieses
Grundsatzes auf die bereits bestehenden Verhältnisse , nicht die

Rede sein könne , brauche er wohl nicht hinzuzufügen , daß

aber im Regulativ gegeben werden müsse , in welchem diese
Gagen festgestellt würden , verstehe sich von selbst . Daß aber

die gegenwärtige Landtags -Diät dazu nicht mehr hinreiche , sei

auch wahr , und deshalb habe er beantragt , daß das Regula¬
tiv dem nächsten Landtage vorgelegt werden solle.

Abg . v . Finckh:  Hierüber sei schon Beschluß gefaßt
worden bei dem Regulative für die Gehalte . Zn demselben

sei eine Position für die Amtseinnehmer , „ deren Einnahme

nicht wenigstens so und so viel betrage " . Darnach habe man

also in dem bereits zweimal gelesenen Regulative , eine Ein¬

richtung gebilligt , mit der dieser Antrag des Abg . Möliing
vollständig in Widerspruch stehen würde.

Abg . Wibel:  Dieß dürste nicht der Fall sein . — Wenn

dort eine thcilweise  Salarirung der Amtseinnehmcr in

Aussicht gestellt sei , so könne immer noch ein Antrag hinzu-
gefügt werden , daß alle  Amtseinnehmer auf festen Gehalt
gestellt werden sollten.

Abg . Mölling:  Soviel er jenen Beschluß kenne , spre¬
che derselbe den Grundsatz der festen Gehalte der Amtsein¬

nehmcr nicht aus , darum sei eS ihm aber gerade zu thun.

Und wenn in jenem Beschlüsse nur gesagt sei , daß einzelne

Amtseinnehmer mit geringerer Einnahme herausgenvmmen
werden sollten , so liege darin nur bestätigt , daß der Grund¬

satz der festen Gehalte bei allen  damit nicht ausgesprochen

sei. Er habe aber auch gewünscht , daß diese Einrichtung
möglichst bald in das Leben gerufen werde.

' Staatsr . Krell:  Die Einrichtung der Procentgcbühren
der Amtseinnehmer habe schon lange bestanden , und immer

günstige Resultate herbeigeführt . Wesentlich deshalb habe man

diese Einrichtung für zweckmäßig gehalten , weil man geglaubt

habe , daß für die in neuerer Zeit vermehrte Arbeit der He¬

bung , und für die Gefahr der Aufbewahrung der Gelder , eine
Belohnung zu geben sei ; dann habe man es aber für zweck¬

mäßig gehalten , die Amtseinnehmer bei der Hebung insofern
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zu interessiren , als sie ihre Besoldung , je nachdem sie die He¬
bung betrieben , dadurch erhielten . Und dies habe man be¬
sonders um deswillen für nothwendig gehalten , um den Amts-
einnehmern Veranlassung zu geben , ihre Pflicht vollständig zu
thun . Wie gesagt , die bisherige Einrichtung habe bis jetzt
keinen Tadel gefunden , und cs möchte kein Grund vorliegen
sie zu ändern.

Abg . v . Finckh:  Das Princip sei in dem früheren Be¬
schlüsse entschieden anerkannt worden , indem es da heiße : als
Zuschuß für die Amtseinnehmer , deren Einnahme an Procen-
ten nicht so und so viel betrage , werde die und die Summe
auSgeworfen . In Eutin  treffe dies aber nicht zu , denn da
seien jetzt schwankende Sätze von 4 — 600 Thlr . beschlossen.
Feste Sätze habe man überhaupt nur bei dem hiesigen Lan-
dcscassirer.

Abg . Wibel:  Ob feste oder nicht feste Sätze in das
Regulativ ausgenommen würden , wenn der Möllingsche
Antrag angenommen werde , sei noch nicht ausgemacht , und
bleibe der künftigen Erörterung Vorbehalten . Wenn der Herr
Minister bemerkt habe , daß es zweckmäßig sei, die Gehalte
mit der vermehrten Arbeit zu erhöhen , so könne dies auch
nach diesem Anträge geschehen . Wenn aber von demselben
noch gesagt worden sei, es wäre nützlich , die Amtseinnehmer
an ihrer Kasse zu interessiren , so habe man an diesem gemein¬
samen Jnteressirtsein im hiesigen Lande traurige Erfahrungen
gemacht.

Abg . Strodthoff:  Der Antragsteller habe diese He¬
bungsgebühren ein Sportuliren genannt ; für ein solches sei
er auch nicht ; er glaube aber nicht , daß dies ein Sportuliren
sei ; denn darunter verstehe er , wenn ein Angestellter selbst
Sporteln zu notiren habe , und diese für seine Person erhebe,
wie dies früher bei den Beamten der Fall gewesen sei . —
Die Einrichtung , daß die Amtseinnehmer gewisse Prvcente
von den von ihnen zu erhebenden Geldern bekämen , beruhe
darauf , daß diejenigen , die viele Gelder zu erheben hätten,
große Eautionen hatten stellen müssen , und daß man ange¬
nommen habe , daß sie viele Arbeit hätten , und danach ihre
Einnahme erhalten sollten . Dies Letztere treffe aber nicht im¬
mer zu . Denn in den Marschdistricten hätten die Amtsein-
einnehmer große Summen von wenigen Kontribuenten zu er¬
heben , in den Geestdistrictcn sei es aber anders , da seien viele
Kontribuenten und weil keiner viel bezahle , hätten sie die
meiste Arbeit und die wenigste Einnahme . Dann aber lägen
in den Marschen viele Staatsgüter , von denen die Einnahme
leicht zu beschaffen sei , und insofern möchte eS richtiger sein,
wenn die Amtseinnebmer im Werhältniß ihrer Arbeit und
ihrer Caution auch eine bestimmte Einnahme bekommen könn¬
ten . Er glaube aber nicht , daß die Sache so große Eile
habe , daß schon dem nächsten Landtage ein Entwurf dicscr-
halb yprgelegt werde , und möchte er daher diesmal noch nicht
für den Antrag stimmen . —

Abg . Klävcmann:  Es sei keineswegs ausgemacht,
daß die größeren Summen , welche zu erheben wären , für die

Amtseinnehmer auch größere Arbeiten herbciführten ; bei An¬
lage geringerer Summen könnten bedeutende Arbeiten nöthiz
sein , bis die Hebungsregister fertig würden . Das gegen den
Möllingschen  Antrag hervorgehobene Motiv sei also nicht
zutreffend . Er müsse den Antrag des Abg . Mölling  unter¬
stützen , denn er sehe gar keinen Grund , warum die Amtscin-
nehmer in Bezug auf ihren Gehalt anders stehen sollten , als
die übrigen Beamten.

Abg . v . Lützow:  Auch er müsse der Ansicht beitreten,
daß die in manchen Distrikten schwierigere Hebung kleinerer
Posten die Arbeit der Amtseinnehmer oft vermehre , ohne ihre
Einnahme bedeutend zu vermehren . Er möchte aber noch auf
den Umstand aufmerksam machen , daß . wenn einmal ein sol¬
cher Posten , wo eine größere Einnahme sei, offen werde , eS
dann eine förmliche Jagd gebe , und daß dann alle schlechter
Gestellten jene Stelle haben wollten . Daher wäre es besser,
wenn man nach und nach dahin komme , die Leute möglichst
an dem Orte , wo sie seien , zu belassen , denn daß das HcbungS-
wesen dadurch gewinne , wenn die Einnehmer im Orte bekannt
seien , wäre wohl außer Zweifel.

Abg . Rüder:  Er wolle nur bemerken , daß er gegen
den Antrag des Abg . Mölling  stimmen werde , aber nicht
um daS entgegengesetzte Princip anzunehmen.

Abg . Mölling:  Unter festen Gehaltssätzen habe er
nicht solche verstanden , die ein für allemal fixirt würden , son¬
dern nur feste, im Gegensatz zu den ungewissen , er habe mit
diesen stritten Gehaltssätzen die Prozente , und das mit aus¬
schließen wollen , daß bei diesen festen Gehaltssätzen das Zu¬
lagesystem in Anwendung komme.

Berichterst . Strackerjan  II . : Der Abg . Rüder  habe
bemerkt , er werde nicht für den Antrag des Abg . Mölling
stimmen , aber wolle damit nicht gegen das System desselben
sich ausgesprochen haben . In derselben Lage befinde auch er
sich, indem er es für bedenklich halten müsse , einen so tief
eingreifenden Antrag nach so kurzer Debatte zu beurtheilen
und die bestimmte Ansicht dahin festzustellen , daß die Hebungs¬
prozente aufgehoben werden sollten , er glaube vielmehr , daß
die Sache der reiflichsten Ucberlegung bedürfe . Man habe
schon jetzt Gründe für und gegen diese Einrichtung gehört,
und er sehe nicht ein , warum man sich schon jetzt darüber
entscheiden solle . Nach seiner Ansicht würde es daher rich¬
tiger sein , wenn man jetzt den Möllingschen  Antrag ab¬
lehnte , bei dem nächsten Zusammentritt des Landtags diese
Frage wieder aufnähme , sie von einem Ausschuß prüfen ließe
und der Landtag dann darüber beriethe und Beschluß faßte.
— Demnach empfehle er , den Antrag des Abg . Mölling
abzulehnen.

Der Antrag des Abg . Mölling  kommt zur Abstimmung,
und wird mit 26 gegen 18 Stimmen abgelehnt.

Für denselben stimmten die Abgeordneten:

Noell , Wibel , Millers , Abels , Alfs , Böckel,
52  .
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Feldhus , Folte , Frank , Hardt , Kasten , Kläve-
mann , Lübbers , Lüerßen , v . Lützow , Mölling.

Gegen denselben die Abgeordneten:

Niebcrding , Pancratz , Rösener , Rüder , Schme¬
des , Strackerjan I -, Strackerjan II . , Strodlhofst
Süden Vor f , v. Wedderkop , Bargmann , Barle¬

ben , Becker , v . Berg , Böker , Bothe , Bullt ng,
Erone , Driver , Ferncding , v . Finckh , Fuhrken,
Goose , Janßen , Lehmkuhl , Morell.

Der Antrag Nr . 1 . des Ausschusses wird dagegen ange¬
nommen , und es werden die Anträge Nr . 2 . 3 . und 4 . zur

Berathung gestellt.

Bcrichterst.  Strackerjan H . : Daß die Verhältnisse

rücksichtlich der sogenannten älteren Landesschuld des allen

Herzogthums Oldenburg ziemlich verwickelt wären , und daß
es zweifelhaft sei, ob ein Theil derselben dem Herzogthum,
dem Fürstenthum Lübeck oder der Schatullencaffe zur Last zu

legen sei, sei auS dem Berichte bekannt . Der Ausschuß habe

geglaubt , da diese Frage augenblicklich nicht zu erledigen wäre,
dem Landtage empfehlen zu müssen , die Zinsen einstweilen zu

bezahlen , aber unter der Verwahrung , daß dadurch den Rech¬
ten gegen den zu ermittelnden wirklichen Schuldner nichts

vergeben werden solle . Zugleich habe cs demselben nothwen-

diq geschienen , daß das Verhältniß rücksichtlich des wahren
Schuldners näher aufgeklärt würde ; während den Sitzungen

des Landtags zu diesem Bchufe noch einen Ausschuß zu be¬
stellen , würde schwerlich zum Ziele führen , weil diese Arbeit

eine umfangreiche sein würde . Einen besondern Ausschuß
aber dafür zu bestellen , welcher nach dem Schlüsse des Land¬

tags thätig wäre , gehe . nach der Geschäftsordnung und nach
dem Staatsgrundgesctze nicht an , denn sobald der Landtag

geschlossen sei, dürften einzelne Ausschüsse nicht mehr thätig
sein , und es sei dies nur wahrend einer Vertagung gestattet.
Es sei also nichts übrig geblieben , als den ständischen Aus¬

schuß zu beauftragen , dieses Verhältniß zu untersuchen , und
darüber dem nächsten Landtage Bericht zu erstatten . Der
ständische Ausschuß sei dazu berufen , dergleichen Arbeiten aus¬

zuführen , und er glaube , daß dem Anträge unter Nr . 2 . und
3 . daher kein Bedenken entgegen stehen könne . Im Anträge
Nr . 4 . seien nur die Zinsen der Landesschuld für die beiden

in Betracht kommenden Jahre 1853 und 1854 ausgcworfen.

Staatsrath Krell:  Er habe dem Ausschuß eine spe-

cielle Berechnung mitgetheilt , wonach die Zinsen der Landcs-

schuld etwas anders gestellt würden , weil einige Eapitale zwar l

schon für 1852 bezahlt seien ; indessen kämen dafür die Zinsen

1853 erst zur Ausgabe , und ließen sich überhaupt die Zinsen
nicht so genau berechnen , weil nicht alle Capitalien an dem¬

selben Tage cingezahlt wären . Er wünsche daher , daß nach
der dem Ausschüsse gemachten Mittheilung die Summe der

Zinsen modisicirt werde , und könne dies von dem Ausschuß

bei der Zusammenstellung geschehen.

Berichters ?. Strackerjan  H . : Es sei allerdings gestern !

Abend ein solcher Antrag des Hrn . Staatsminister Krell
dem Ausschuß zugegangen , derselbe sei aber nicht mehr in der

Lage gewesen , die Berathung vornehmen zu können , und

möchte er daher anrathen , den Antrag des Ausschusses unter
Nr . 4 . anzunchmen , wobei jedoch Vorbehalten bliebe , diesen

neuen Antrag bei der Zusammenstellung in Erwägung zu
ziehen und Bericht darüber zu erstatten ; denn cs werde durch

die Annahme deS Antrags unter Nr . 4 . dem neuen Anträge
nicht präjudicirt.

Staatsrath Krell:  Er wäre damit einverstanden , daß
heute darüber nicht weiter verhandelt würde.

Die Anträge Nr . 2 . 3 . 4 . des Ausschusses werden an¬

genommen.

Staatsrath Krell  zu Antrag Nr . 5 . Auch diesem An¬
träge gegenüber habe er ein ähnliches Verfahren wie bei den

vorigen Posten eingeschlagen , und es würbe gut sein , wenn

hier die Sache ebenso behandelt würde , wie bei dem Anträge
Nr . 4.

Bcrichterst . Strackerjan  H . : Der Ausschuß werde

die Sache eben so auffassen , wie bei dem vorhergehenden An¬
träge.

Die Anträge des Ausschusses Nr . 5 . 6 . 7 . 8 . 3 . 10 . 11.

12 . 13 . 14 . 15 . werden hierauf angenommen.

Bcrichterst . Strackerjan  II . zu Antrag Nr . 16 . „ Der
Landtag beschließe , in Anerkennung der Nothwendigkeit einer

Jrrenheilanstalt , zur Vorbereitung der Anlage einer solchen,

bis zu 20,000 Thlr . in den Voranschlag der Ausgaben für

1854 aufzunehmcn , und die Staatsregierung zu ersuchen,
nach Erwerbung eines angemessenen Grundstücks für jene
Anlage dem Landtage einen speciellen Bauplan und Kosten¬

anschlag zur weiteren Beschlußnahme vorzulegen ." — Aus

den veriheilten Broschüren werde den Herren bekannt sein,

wie die Verhältnisse in Beziehung auf das Jrrenwcsen lägen,
und daß die Zahl der Irren im hiesigen Lande zu der in an¬
dern Staaten unverhältnißmäßig groß sei, eben so werde man

ersehen haben , wie hoch die Kosten einer Irrenanstalt veran¬

schlagt seien . Der Ausschuß habe geglaubt , obgleich diese
Kosten nur ungefähr veranschlagt wären , gegenüber den trau¬

rigen Zuständen , welche in Beziehung auf das Jrrenwcsen
vorlägen , cs nicht unterlassen zu dürfen , die Bewilligung eini¬
ger Geldmittel dem Landtage zu empfehlen , um die Errich¬

tung einer Irrenanstalt zu sichern und dieselbe in Angriff
nehmen zu können . — Die Denkschrift sei von verschiedenen

Sachverständigen geprüft worden , und habe ungetheilten Bei¬

fall gefunden , eS sei daher zu hoffen , daß die Herren , welche
den Bauplan entworfen hätten , demnächst ein tüchtiges und

gutes Werk ins Leben rufen würden.

Abg . Strodthoff:  Obgleich diese Anstalt eine bedeu¬
tende Summe Geldes erfordere , so stimme er doch gern für

dieselbe , denn wenn es Unglückliche unter den Menschen gebe,

so ständen die Irren unter diesen gewiß oben an , und wenn

! auch recht viel für dieselben von Staatswegen gethan würde,
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sv scheue er seines Theils die Kosten dafür nicht. Er glaube
auch nicht, daß es nothwendig sei, für den Antrag zu sprechen,
indem er hoffe, daß der Landtag demselben einstimmig bei¬
treten werde, und habe nur um das Wort gebeten, um einen
Wunsch auszusprechen, welcher darin bestehe, daß diese Anstalt
nicht in die unmittelbare Nahe der Stadt Oldenburg angelegt
werde. — Zn der Residenz cvncentrire sich fast alles, was
man an öffentlichen Anstalten habe, hier sei, wie es allerdings
von selbst sein muffe, der Hof, ein bedeutendes Gymnasium
und sonstige höhere Bildungsanstalten, ein Hospital, man habe
hier auch, was besonders anzurechnen sei, das sämmtliche
Militair . Er gönne dies alles der Residenz zwar sehr gern,
aber er möchte auch, daß bei Errichtung solcher großen öffent¬
lichen Anstalten andere Orte mit berücksichtigt würden. Sehe
man auf die übrigen bedeutenderen Orte des Landes, so finde
man, daß Rastede allerdings ein Schloß habe, wo der Groß-
hcrzog mitunter residire; Jever habe auch ein Schloß, es
werde dasselbe aber selten benutzt, cs sei ober doch ein Gym¬
nasium da; Vechta habe auch ein Gymnasium und die
Strafanstalt ; in Wildeshausen sei ein Taubstummeninstitut;
damit höre es aber auf, was auf die übrigen Orte des Landes
an öffentlichen Anstalten komme. Im Lande heiße es allge¬
mein: „das Land bezahlt die Steuern und in der Residenz
werden sie verzehrt, da werden sic hingeschickk." Wann nun
auch in der Denkschrift gesagt sei, daß cs am passendsten, am
zweckmäßigstenwäre, diese Irrenanstalt in der Nähe von
Oldenburg anzulcgen, so schienen ihm die Gründe dafür nicht
von der Art zu sein, daß dieselbe nicht auch eine, zwei, ja
drei Stunden weiter entfernt angelegt werden könnte. Viel¬
leicht würden dadurch die Kosten für die Erwerbung des
nölhigen Grundstückes in einer anderen Gegend geringer wer¬
den, als in der unmittelbaren Nähe von Oldenburg. — Er
wolle kein Urtheil darüber fallen, in wiefern es für die An¬
stalt selbst durchaus erforderlich wäre, daß sie nicht in jeder
Gegend liege, glaube aber den Wunsch aussprechen zu dürfen,
daß sie nicht in unmittelbarer Näh- der Residenz angelegt
werde. Und wenn diese Anstalt auch vielleicht nicht von sehr
großem Nutzen für einen einzelnen Ort in einer anderen Ge¬
gend sein möge, so sei sie doch immer von bedeutendem Ein¬
fluß, und da gesagt werde, daß es wenigstens nicht passend
sei, die Anstalt in der nächsten Nähe der Stadt anzulegen,
so glaube er, daß dies auch an einem anderen Orte geschehen
könne. Er wolle keinen bestimmten Ort gerade bezeichnen,
es sei ihm gleich, wohin sie komme, wenn sie nur an einem
passenden  Orte , und an einem Orte angelegt werde, wo
noch keine öffentlichen Anstalten wären.

Abg. v. Berg:  Mil dem Abg. Strödt ho  ff theile er
die Meinung, daß der Antrag LeS Ausschusses, welcher aller¬
dings nicht so weit gehe, als der der Staatsregierung , hier
allgemeine Unterstützung finden werbe, da cs nicht daö erste
Mal sei, daß in diesem Saale warm für die Errichtung einer
Irrenanstalt gesprochen werde. Er habe sich vorzugsweise
das Wort erbeten, um auf einen Gesichtspunkt aufmerksam
zu machen, daß es auch in Frage kommen könnte, ob es

nicht vielleicht im Interesse des Landes liege, den Versuch
zu machen, diese Anstalt nicht selbstständig zu begründen, son¬
dern sie mit einer auswärtigen Anstalt zu verbinden und zu
vereinigen. Ec sei nun der Ansicht, daß man diese Frage
nicht aufwerfen könne, und zwar aus zwei Gründen. Man
wolle eine öffentliche Anstalt des Staats begründen, weil man
überzeugt wäre, daß es nicht wünschenswerth sei, wenn eine
Irrenanstalt in den Händen eines Privatmannes sich befinde;
weil man eine feste Controls rücksichtlich der Irrenanstalt für
nothwendig halte. Und dafür könne man nur eine Sicher¬
heit finden, wenn man überzeugt sei, daß die Controle von
der Staatsbehörde ausgche. Aber nicht nur die Controle der
Staalsbehörde, sondern auch die der Angehörigen der Irren
müsse man zu erlangen suchen, und diese würde man aus¬
geben, wenn man den Gedanken faßte, die Oldenburger Ir¬
renanstalt mit einer auswärtigen zu verbinden. — Diese
beiden Bedenken hätten ihn überzeugt, daß es richtig sei,
wenn man eine selbstständige Irrenanstalt gründe, wenn sie
auch kostspielig wäre, denn dies sei man jenen Unglücklichen
schuldig. Wenn nun der Abg. Strodthoff  den Wunsch
ausgesprochen habe, daß diese Anstalt nicht in der Nähe
Oldenburgs angelegt werden möchte, so bezweifle er nicht,
baß die Verhältnisse nach allen Seiten hin sorgfältig geprüft,
und nach dem Befunde dieser Prüfung eine Entscheidung
getroffen werde würde, diese Entscheidung liege noch nicht
vor und habe auch noch nicht vorbereitet werden können,
weil es noch nicht festgestanden habe, daß eine Irrenanstalt
begründet werden solle. Er empfehle daher den Antrag Nr. 16.
zur Annahme.

Berichterst. Strackerjan  II . : Der Ausschuß habe nicht
geglaubt, sich über den Ort, wo die Irrenanstalt zu errichten
sei, aussprechen zu dürfen, weil dies eines Theils Sache der
Verwaltung wäre, und anderen Theils nochj kein bestimmter
Plan vorliege, wo die Anstalt gebaut werden solle. Dazu
komme noch, daß ein, wenn auch noch so allgemein über
diesen Punkt ausgesprochenerWunsch des Ausschusses für die
Erwerbung des nöthigen Grundstücks von nachtheiligen Fol¬
gen hätte sein können, deshalb glaube er, daß man die Be¬
antwortung der Frage, wo die Anstalt zu errichten sei, der
Staatsregierung überlassen müsse. Daß sie aber in der Nähe
der Stadt , das heiße, nicht einige Meilen von Oldenburg,
und im Mittelpunkte des Landes anzulegen sei, dafür spreche
sich auch ein Gutachten aus , welches im Berichte angeführt
wäre, wo es heiße: „daß die Heilanstalt in der Mitte des
Landes angelegt werde, ist vor allem nöthig." In einem
andern mitgetheilten Schreiben stehe auch: daß sie nicht viel
über eine Stunde von Oldenburg entfernt sein solle. — Aber
ganz in der unmittelbaren Nähe der Stadt werde die Anstalt
gewiß nicht angelegt werden, denn es würde schon das Ge¬
räusch, welches mit der Stadt verbunden sei, nachtheilig auf
die Kranken einwirken. Uebrigens glaube er, daß die Anstalt
aus finanziellen Gründen von keiner Seite gewünscht werden
würde, denn es dürfte kein großer Gewinn von derselben für
eine Stadt rc. abfallen, weil die Anstalt doch wahrscheinlich
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ihre eigene Landwirthschaft haben , auch manche andere Be¬
dürfnisse selbst befriedigen werde , sei es nur um die Kranken
zu beschäftigen.

Der Antrag Nr . 16 . wird angenommen.
Berichterst . Strackerjan  H >: Es folge jetzt im Ver¬

anschlage eine Position für ein Gefangenhaus in Oldenburg,
wozu der Ausschuß in einer Nachfuge den Antrag Nr . 31.
gestellt habe , cS werde sich daher fragen , ob dieser Antrag
jetzt, oder am Schluß zur Verhandlung zu bringen sein werde.
Der Antrag Nr . 31 . laute : „ der Landtag wolle beschließen,
1) zur Erbauung eines Gefangenhauses in Oldenburg
12000 Thlr . unter der Bedingung in den Voranschlag für
1853 aufzunehmen , daß der Bauplan a . so sestgestellt werde,
daß er sowohl ohne Verbindung mit einem neuen Gerichts¬
hause als mit einem solchen zweckmäßig ausgesührt werden
könne ; d . der Bau , wenn er vor endlicher Beschlußnahme
des Landtags über den ganzen Plan , in Angriff genommen
werden sollte , so cingcleitet werde , daß das Gebäude sowohl
für 40 wie für 60 Zellen eingerichtet werden könne ; o. der
Bau nicht auf dem dafür in Frage gekommenen oder auf
einem anderen Bauplatze östlich des s. g . Oeljestrichs ausge¬
führt werde . 2 ) die Staatsregierung dringend zu ersuchen
s . das Gesangenhaus , wenn irgend möglich , an einem anderen
und bequemer belegencn als der vorläufig dazu ausersehenen
Stelle ( auf der s. g . Doctors Klappe ) zu erbauen und die¬
selbe zu ermächtigen , nölhigen Falls von den zu den Bau¬
kosten bewilligten Geldern das zur Erwerbung eines entspre¬
chenden Bauplatzes erforderliche zu verwenden ; b . dem Landtage
bei seinem nächsten Zusammentritte weitere speciellrre Pläne
und Kostenanschläge über den Bau und die Einrichtung des
Gefangenhauscs vorzulegen , und dabei sowie bei Einleitung
des Baues auf Einschränkung des Plans , namentlich rück¬
sichtlich der Nebengebäude , Hof und dergl . , soweit es der
Zweck der Anlage irgend gestattet , Bedacht zu nehmen . "

Die Versammlung beschließt den Antrag jetzt zu be-
rathen . —

Berichterst . Strackerjan  II . : Es sei wohl den meisten
Herren bekannt , daß das Gefangenhaus in Oldenburg in
einem traurigen Zustande sei, und daß eine Aendcrung dieses
Zustandes dringend nvthwendig werde . Es sei nun ein Plan
von der Staatsregierung aufgestellt worben , und nach vor¬
heriger genauer Ermittelung des Bedarfs habe sich ergeben,
daß ein Gefangenhaus mit 10 Zellen nvthwendig werden
würde , um nur die Polizeigefangenen , die Gefangenen , welche
in Wcchselarrcst oder in Untersuchung bei dem Stadt - und
Landgericht , bei der Justizcanzlei , bei dem Oderappellations-
gcricht sich befänden , unterzubringen . Dann sei aber noch
zur Erwägung gekommen , mit diesem Gesangenhaus das
Central -ivilstrasgefängniß in Verbindung zu bringen , und
würde dies weitere 20 Zellen nöthig machen , waS mit
7000 Thlr . zu erlangen sein würde . Dann sei Bedacht dar¬
auf genommen worden , daß mit dem Bau eines Gcfangen-
hauses zugleich ein Gerichtshaus verbunden werden könne,

welches vielleicht nvthwendig werden würde , wenn eine Re¬
organisation des Gerichtsverfahrens , namentlich eine Einfüh¬
rung von Schwurgerichten stattfände . Der Ausschuß habe
sich zunächst nicht darüber einigen können , ob es zweckmäßig
sei, die Civilstrafanstalt für daS ganze Land mit dem Gefan¬
genhause zu verbinden , es aber nicht für nvthwendig gehalten,
sich darüber auszusprechen , weil dies im Augenblick nicht
nöthig sei , wenn der Bau in der Weise in Angriff genom¬
men werde , daß demnächst noch eine Etage mit 20 Zellen
aufgesetzt werden könne . Dann habe cs der Ausschuß für
möglichst wünschenswerth halten müssen , daß der Bau so
eingcleitet würde , daß das Gesangenhaus sowohl für sich
allein stehen , als auch mit dem Gerichtshaus verbunden , und
daß es sowohl auf 10 als auf 60 Zellen eingerichtet werden
könnte . Es seien dem Ausschüsse verschiedene Stellen bezeich¬
net worden , wo das Gesangenhaus gebaut werden solle , und
zwar zunächst die Doctors Klappe und die östlich des Oelje¬
strichs gelegene Wiese . Der Ausschuß sei aber einstimmig
der Ansicht gewesen , daß cs nicht wünschenswerth sei, daß
der Bau aus einem dieser Plätze ausgeführt würde , indem
die Gründe gegen einen Bau auf der Doctors -Klappe , daß
dieser Platz aus einem sumpfigen Terrain , welches viele Kosten
verursache und zugleich ziemlich weit entfernt von dem jetzigen
Gerichtsgebäude wäre , noch mehr gegen die östlich des Oelje¬
strichs gelegene Wiese sprechen würden , wo dann außerdem
noch nöthig würde , eine Brücke über den Ocljestrich zu schla¬
gen , welche auch noch einige tausend Thaler kosten könnte.
Diese Gründe hätten den Ausschuß veranlaßt , die Bedingung
zu stellen , daß der Bau nicht jenseits des Oeljestrichs , und
wenn ein anderer Platz da wäre , wo möglich nicht auf der
Doctors -Klappe zu errichten sei. Zugleich habe derselbe , einen
Antrag angeknüpst , die Staatsregierung möge dem Landtage
bei seinem nächsten Zusammentritt weitere specielle Pläne und
Kostenanschläge noch vorlegen . Mittlerweile würde aber die
Staatsregierung durch eine Bewilligung von 12000 Thlr.
für das Jahr 1853 in den Stand gesetzt werden können , die
Sache immer in Angriff zu nehmen.

Abg . v . Berg:  Man habe auch hier wieder eine Anlage,
für welche man sich im Landtage schon zu wiederholten Malen
eifrig intercssirt habe , weil von allen Seiten bas dringende
Bedürfniß , welches in Beziehung auf ein Gesangenhaus vor-
liege , anerkannt worden sei. Er habe sich nur daS Wort
erbeten , um eine kurze Bemerkung darüber zu machen , daß
der Ausschuß hier anscheinend nicht konsequent in der Weise
verfahren sei , wie er dies bei dem Jrrenhause gethan habe,
indem derselbe ausdrücklich sage : daß beide vvrgeschlageneu
Plätze keineswegs als für das Gesangenhaus geeignet erschie¬
nen . Er habe nur auf diese Verschiedenheit der Art und
Weise der Behandlung beider Angelegenheiten aufmerksam
machen wollen , er lege übrigens keinen Werth darauf , denn
er sei mit dem Ausschuß allerdings darin einverstanden , daß
wenn einer dieser Plätze zu vermeiden sei , er auch vermieden
werden müsse , weil diese Plätze einer ganz anderen Zukunft
Vorbehalten bleiben sollten . —
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Der Antrag Nr . 31 . wird hierauf angenommen.

Berichterst . Strackerjan  II . : zu Antrag Nr . 17 .,
welcher lautet : »der Landtag wolle die Bewilligung der für
ein Cataster - re. Gebäude mit 10,600 und 15,000 Thlr . be¬

antragten Mittel , ablehnen . " — Der Ausschuß habe sich
vorzugsweise deshalb zu diesem Anträge bewogen gesehen,
weil augenblicklich für das Bedürfniß der Catasterdirection,
und hinsichtlich der Aufbewahrung der Pläne und sonstigen
Ergebnisse der Landesvermessung hinreichend gesorgt sei, indem
dieselben in dem feuerfesten unteren Geschosse der Bibliothek

aufbewahrt würden.

Staatsrath Krell:  Das Bcdürfniß eines Catasterge¬
bäudes an sich, sei von dem Ausschüsse nicht verkannt worden,

auch könne die jetzige Unterbringung so kostbarer Aktenstücke
in den unteren Räumen derBibliothek , nur als vorübergehend

betrachtet werden . Weil dieß im Laufe der Zeit viel Unbe¬

quemlichkeiten haben würde , auch diese Räume nicht zu allem
benutzt werden könnten , uud eS angemessener sei , daß alles,
was das Katasterwefcn betreffe , in einem Locale vereinigt

sei, deshalb werde die Aussicht auf die Errichtung eines sol¬
chen Katastergebäudes nicht aufzugcben sein . ES möge sich
aber für den Augenblick vielleicht empfehlen , erst noch eine

kurze Zeit darüber hingehen zu lassen , um zu sehen , ob nicht ein
anderes passendes Gebäude einstweilen disponibel werde , sonst
aber wieder darauf zurückzukommen.

Der Antrag Nr . 17 . wird angenommen.

Berichterst . Strackerjan  II . zu Antrag Nr . 18 . :

»der Landtag wolle zu den Kosten eines Brückenbaues bei
Huntebrück für 1851 bis zu 37 .090 Thlr . bewilligen , und
die Staatsregierung ersuchen , die Ausführung dieses Baues
thunlichst zu beschleunigen ." — Im Ausschußbericht sei schon
ausgeführt , wie dringend nothwendig dieser Brückenbau sei
im Interesse der Bewohner des ganzen Landes , nordwärts
der Hunte , welche fast ausschließlich mit ihrem Vieh über die
dortige Fähre müßten , und wo jährlich Bich verunglücke.
Diese Brücke sei aber auch von großer Bedeutung für die
Cvmmunication des Stedingerlandcs mit Oldenburg und den

nordwärts der Hunte gelegenen Landestheilen . — Er empfehle
daher diesen Antrag zur Annahme.

Abg . Rüder:  Er verkenne in keiner Weise die Wich,
tigkeit der Anlage , welche von dem Ausschüsse , nach dem
Borschlage deS Abg . Bulling  und Genossen , beantragt sei;
er sei mit dem Ausschuß darin einverstanden , daß der Bau
einer solchen Brücke dringend wünschenswerth sei , und ver¬
kenne nicht das Bedürfniß derselben für das Stedingcrland
und für die nordwärts der Hunte bis Oldenburg gelegenen

Gegenden . Gleichwohl könne er aber in der beantragten
Weise nicht für den Antrag stimmen . Er habe sich schon

früher einmal , wo er eben so wenig die Wichtigkeit einer
Chausseeanlage für Jeverland verkannt habe , erlaubt , aus-
einandcrzusctzen , daß es nicht geeignet sei, eine solche Pausch-
annahme der Regierung zur Disposition zu stellen , wo man
über die Art und Weise der Ausführung in keiner Weise

etwas Bestimmtes vor sich habe . Es sei zwar von dem
Ausschüsse bemerkt worden : es müsse dem Ermessen der

Staatsregierung überlassen bleiben , und der Landtag könne
nicht entscheiden , ob ein Plan an sich zweckmäßig sei.
Der Ausschuß sei aber hier nicht ganz conscquent gewesen,
indem er die zum Bau einer Brücke mit zwei steinernen
Pfeilern  veranschlagten Kosten bewilligen wolle , also selbst
einen Bauplan vorzeichne . Richtig sei es , daß der Landtag
sich nicht um die Verwaltung bekümmern , aber nicht richtig
sei cs , daß er sich nicht um die . vorgclegtcn Pläne bekümmern
solle , denn dieß solle nach Art 183 . des Staatsgrundgesetzes
allerdings geschehen . — Er sei aber auch überzeugt , daß kein
Zeitpunkt ungeeigneter sein könne dieses  Werk in Angriff zu
nehmen , als der jetzige . Jetzt gerade , wo man einen allge¬
meinen Straßenplan ausstcllrn wolle , wo man bedeutende
Mittel zur Verbesserung der Cvmmunication aufwcnde , wo
man als möglich annehmen müsse , daß , da in Betreff der
Correclion der unteren Hunte Pläne vorlägen , durch die An¬
nahme des einen , eine Beilegung des jetzigen Uebergangs-
punktes bewirkt werden könne ; wo man erwägen müsse baß
durch die Ausführung einer Chaussee von der Straße Brake-
Popkenhöge aus auf Elsfleth der Uebergangspunkt über den
Fluß ein anderer werden könne , wo man sich denken müsse,
daß , wenn man jetzt eine Brücke nach dem Verhältnisse der
Marschwege errichte , man später der Brücke wegen dieStcin-
straße nicht mit schwerem Fuhrwerk befahren könne , weil die

neu erbaute Brücke dafür zu leicht wäre , jetzt gerade dürfe
man nicht sagen : » da sind 37,090 Thlr . , macht damit was

ihr wollt , wenn nur zwei steinerne Pfeiler darin sind ." —

Dieß sei nicht die rechte Art und Weise ! Er wolle den längst
gehegten Wünschen des Sledingerlandes nicht entgegentreten,
er wolle sic auch befördern , glaube aber , daß dieß in der

Weise richtiger  geschehe , wenn er beantrage : » der Landtag
wolle die Staatsregierung ersuchen , zugleich mit der Vorle¬

gung des allgemeinen Straßenbauplanes einen Plan zur
Ueberbrückung der Hunte , in der Gegend von Huntebrück , dem

Landtage im nächsten Jahre vorzulegen , und die desfallsige
Bewilligung zu beantragen . " — Wenn man es so mache,
habe man zugleich mehr Sicherheit , daß man das , was man

jetzt thue , später nicht zu bereuen habe . Dann möchte es sich
noch fragen , ob es thunlich wäre , daß die zum Theil ziemlich
hoch gegriffenen Bubgetsposilionen , die am Ende des Jahres
1853 vielleicht schon 37,000 Thlr . mehr betrügen , als daS
wirkliche Bedürfniß , noch dadurch bedeutend vermehrt werden

sollten . Er könne daher seinen Antrag nur zur Annahme
empfehlen.

Abg.  Bulling : Gegen die Dringlichkeit dieser Brücke

werde wohl Niemand das Wort nehmen , es sei wohl Jedem

klar , daß der Bau einer solchen Brücke eine Nothwendigkeit
sei . Wenn nun der Abg . Rüder  beantrage , es solle dem

nächsten Landtage , nebst dem allgemeinen Chausseeplan , auch ein

Plan über diese Brücke von der Staatsregierung erst vorgelegt
werden , so verschiebe man dadurch den Bau der Brücke.

Dieser könne aber nicht verschoben werden , wenn nicht vorher
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2 — 3000 Thlr . ausgegeben werden sollten für einen neuen
Prahm , denn der jetzige Prahm halte höchstens bis zum
Jahre 1854 . Es sei derselbe einstweilen nothdürftig reparirt
worden , und werde neu gebaut werden müssen , sobald man
den Brückenbau verschiebe . Wenn gesagt worden sei : die
Brücke könnte so leicht gebaut werden , daß man sie später
mit schwerem Fuhrwerk nicht befahren könne , so sei doch wohl
zu erwarten , daß sie so stark werde gebaut werden , um auch
schweres Fuhrwerk zu tragen . Wenn aber die Brücke die
Schifffahrt hindern solle , so bemerke er , daß in allen diesen
Plänen , der Zwischenraum , durch welchen die Schiffe fahren
sollten , 36 Fuß sei , und da könne sogar ein Schiff von 300
Last durchfahren . Er glaube , dieser Bau sei so nothwendig wie
nur irgend einer , den man bewilligt habe , und deshalb em¬
pfehle er den Antrag des Ausschusses.

Abg . Schmedes:  Auch er müsse dringend bitten , den
Antrag des Ausschusses und nicht den des Abg . Rüder  an-
zunehmen . Der Abg . Rüder  habe allerdings gewarnt , man
solle nicht eine solche Pauschsumme bewilligen , wie der Aus¬
schuß angerathen habe . Der Abg . Rüder  werde aber über¬
sehen haben , daß die Bewilligung dieser Summe , nicht die
einer Pauschsumme sei , sondern baß diese Summe sich auf
Pläne und Kostenanschläge gründe , und daß sie sich nicht
auf den Plan gründe , welcher am wenigsten , sondern am
meisten koste . Der Ausschuß habe nämlich geglaubt , gerade
die Summe bewilligen zu sollen , welche der Plan erfordere,
der am meisten koste , um vor allen Eventualitäten sicher zu
sein . — Wenn von dem Abg . Rüder  vvrgehaltcn worden
sei, eö wäre möglich , daß man jetzt eine Brücke baute , von
welcher , wenn spater Ehauffeen über dieselbe gehen sollten,
sich Herausstellen könnte , daß sie nicht brauchbar sein werde,
um mit schwerem Fuhrwerk dieselbe zu passiren , so könne er
ein solches Bedenken nicht theilcn . Denn er könne sich die
Möglichkeit nicht denken , daß jetzt , wo immer mehr und mehr
Chausseen in Aussicht ständen , wo eine Chaussee bei Hunte¬
brück in Berücksichtigung komme , die Staalsregierung eine
Brücke werde bauen lassen , von welcher sich Herausstellen
könnte , daß , wenn die Ehauffeen fertig wären , sie nicht mit
jedem Fuhrwerk passirt werden könne . So etwas vermöge
er sich nicht zu denken . — Die Eile nun , welche der Bau
dieser Brücke habe , sei im Ausschußbericht angebcutet worden,
jedoch nicht in der Weise , wie Ließ wirklich der Fall sei . —
Es sei eine ganz merkwürdige Sache , daß der eine Landes-
theil des Stedingerlandes von dem Stadlande durch einen
Fluß getrennt sei, über welchen man einen Stein werfen könne,
es sei eine merkwürdige Geschichte , daß Ließ so lange der
Fall gewesen sei. Dadurch aber , daß man genölhigt sei , zu
Schiff hinüber zu fahren , mit Menschen , Wagen , und Vieh,
sei nicht nur schon entsetzlich viel Unglück passirt , sondern der
Verkehr des Stedingerlandes und Bremens mit den nörd¬
lichen Landestheilen , welcher Dort seinen natürlichen Ueber-
gangsweg habe , sei gehemmt , sobald Eisgang in der Hunte
stattgefunden habe . Daß man nun wieder mit dieser Brücke
warten solle , bis demnächst daS ganze Chausseenetz vorliege,

scheine ihm durchaus nicht gerechtfertigt werden zu können,
indem dann noch mehrere Jahre darüber verstreichen würden,
ehe die Brücke fertig wäre . Denn wenn auch im künftigen
Jahre die nöthigen Mittel von dem Landtage bewilligt wür¬
den , so seien doch noch mehrere Vorbereitungen nothwendig,
bevor dieser Brückenbau in Angriff genommen werden könne.
Er glaube nach dem , was dem Ausschuß hierüber mitgetheilt
worden sei, annchmen zu können , daß von Seiten der Staats¬
regierung auf diesen Bau gern eingegangen werden würde,
und er glaube nicht , daß der Landtag in Erwägung der hier
vorliegenden Umstände , in Erwägung der ungeheuren Dring¬
lichkeit dieses Brückenbaues , aus Rücksicht darauf , daß dem¬
nächst vielleicht ein oder ein paar Tausend Thaler weniger
verbaut werden könnten , einen solchen Bau hemmen wolle . —
Der Antrag zu diesem Brückenbau sei zunächst von dem Abg.
Bulling  ausgcgangen , und man sollte denken , der Abg.
Bulling  wäre als Abgeordneter deS Stedingerlandes dabei
besonders irueressirt , und überhaupt das Stcdingerland , aber
nicht allein das Stad - und Stedingerland wäre dabei inte-
ressirt , sondern auch Varel und Jeverland , denn sobald die
Chausseen bis an diese Brücke hinangcführt seien , werde die
Straße von Varel nach Bremen über diese Brücke gehen.
Also der ganze nördliche Landestheil sei bei dieser Brücke
interessirt , und möglicherweise könnte auch die Stadt Olden¬
burg dabei interessirt sein , insofern dieselbe nämlich wünschen
müßte , daß aus dem Brückenbau nichts werde , indem wenn
er zu Stande käme , der Verkehr , welcher jetzt über Oldenburg
nach Bremen gehe , ihr genommen und dorthin geführt würde.
— Er glaube , also obgleich ein definitiver Plan von zwei
verschiedenen Plänen zur Genehmigung von der Staatsre¬
gierung vorgelegt worden sei, so könne man doch in Rücksicht
auf die Dringlichkeit der Sache diese 37,000 Thlr . gern be¬
willigen , und dürfe erwarten , daß die Regierung eine Brücke
bauen lassen werde , über welche später auch schwere Fracht¬
wagen fahren könnten . — Daher empfehle er den Antrag
des Ausschusses anzunehmcn , und möchte dabei noch daS
dringende Ersuchen an die Staalsregierung richten , dieses
Werk nicht allein im künftigen Jahre in Angriff zu nehmen,
sondern auch 1854 noch zu vollenden . Er wisse zwar nicht
ob Ließ möglich sei, sollte aber glauben , wenn die Sache rasch
in Angriff genommen würde , daß es im Jahre 1854 vollendet
sein könne , denn dieß sei nothwendig , weil sonst noch die
Ausgabe für einen neuen Prahm bevorstehe.

Abg . v . Berg:  Ueber das Interesse , welches sich an
diese Angelegenheit knüpfe , brauche er kein Wort zu verlie¬
ren , da alle Redner darin einverstanden seien , daß eS sich
hier um eine Angelegenheit handele , welche von dem allge¬
meinen Interesse befürwortet sei. Er wolle sich nur ein paar
Worte erlauben in Beziehung auf den Kostenpunkt und aus
die Details , welche der Ausschuß , als auf Mittheilungen der
Staatsregierung beruhend , in seinem Berichte vorgelegt habe.
— Ein bestimmter Kostenanschlag , rücksichtlich dieser Brücke,
stehe noch nicht fest , es seien allerdings verschiedene Kosten¬
anschläge gemacht , und die Summen , die in dem Ausschuß-
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bericht angegeben seien , wären in den Kostenanschlägen wirk¬
lich enthalten . Diese Kostenanschläge seien aber insbesondere
von der Behörde , welche die Abwäfferungs - und Schifffahrts¬
interessen zu wahren habe , einer Prüfung zu unterziehen,
und so frage es sich, ob die hier cingcgcbencn Kostenanschläge
auch dem entsprächen , was wirklich erforderlich sein werde.
— Dieser Brückenbau sei auch schon bei der Aufstellung des

Voranschlags der Ausgaben von der Provinzialregierung in
Aussicht genommen worden , weil von vielen Seiten sich
Stimmen dafür erhoben hätten , daß man diese Anlage sobald
als möglich ausführcn mochte , indem besonders auch darauf
hingewiesen worden sei , daß eine Erneuerung des Prahms
sonst erforderlich werde , und daß man diese Kosten sparen
könne , wobei aber wahrscheinlich die Rücksichr zu Grunde ge¬

legen habe , daß man , wenn der Prahm einmal wieder her-
gestellt sei , nicht so leicht zum Brückenbau kommen werde,
denn die Summe von 1500 Thlr . , welche der neue Prahm
kosten würde , sei an sich nicht so erheblich , baß sie in die

Wagschale fallen könnte . Ec sei also mit dem Abg . Rüder
vollständig darin einverstanden , daß die Sache noch einer
reiflichen Prüfung unterzogen werden müsse , und in diesem
Stadium befinde sich dieselbe auch gegenwärtig , — er sei
aber persönlich doch in der Lage , den Antrag Nr . 18 . unter¬
stützen zu müssen . — Er möchte aber an diesen Punkt noch
eine Bemerkung anknüpfen , welche ihm bei einer ganz andern

Angelegenheit einen Widerspruch in diesem Saale zugezogen
habe , indem er damals die persönliche Ansicht ausgesprochen
habe , daß der Landtag in Beziehung auf solche Anträge die
Initiative möglichst zu vermeiden habe . Er habe dabei ange¬
führt , baß auch der Brauch in verschiedenen Slandckammern
dies mit sich bringe . — Neuerdings habe er nun in den Ver¬
handlungen der hannoverschen Kammer eine Debatte gefun¬
den , welche ganz von demselben Prinzip ausgehe , welches er
als richtig hingestcllt habe , indem die Kammer anerkannt
hätte , daß ohne die dringendste Veranlassung niemals von
dem Grundsätze abzuwcichen sei , über die eigenen Anträge
der Slaatsregierung hinaus keine Geldmittel zur Verfügung
zu stellen , und daß der Landtag sich nur darauf beschränken
müsse , seine Bereitwilligkeit auszusprechcn , wenn ein Antrag
dieser Art gestellt werben sollte.

Abg . Rüder:  Er hätte freilich erwartet , daß der letzte
Redner concludirt habe würbe : „ ich werde für den Rüder-

schen Antrag stimmen , denn dieser trägt demjenigen Rech¬
nung . was ich entwickelt habe, " — Loch darüber wolle er
weiter nichts bemerken . Er könne sich auf die Worte des
letzten Redner beziehen , daß Niemand  gegen die Nothwcn-
digkcit einer solchen Anlage gesprochen habe ; auch er erkenne
sie an , und gehe sogar soweit , daß er dieselbe mit 37,000 Thlr.
noch nicht für zu kheuer bezahlt halte , aber daraus folge
noch nicht , daß man , ohne zu wissen wie und wo , die 37,000
Thlr . der Slaatsregierung zur Verfügung stellen müsse . —
Das einzige Neue , was der Abg . Schmedes  vorgebracht
habe , bestehe darin : daß die Stadt Oldenburg vielleicht ein
Interesse dabei habe , das Zustandekommen der Brücke zu

verhindern . Jedermann werde wohl aber so viel geographi¬
sche Kenntnisse haben , um zu wissen , daß der Weg von Je¬
ver und Varel nach Bremen wohl niemals über Huntebrück
gehen werde , denn er würde über Schweiburgerdeich und
Ovelgönne gehen und so einen Winkelzug machen müssen , ei¬
nen noch ganz anderen , als ihn der Abg . Schmedes  ge¬
macht habe . — Mehr Recht habe der Abg . Bulling  ge¬
habt , wenn derselbe meine , er , der Redner , ginge von einer
Besorgniß für die Schifffahrtsinteressen aus . Allerdings sei
gesagt worden , daß die Staatsregicrung diesen Interessen
Rechnung tragen werde , aber obgleich er keine Ursache habe,
in dieser Beziehung ein Mißtrauen zu hegen , so meine er
doch : wo er klar sehen könne,  wolle er nicht dunkel sehen.
Und wenn nun ein Schaden nicht behauptet , oder wenigstens
nicht nachgewiesen sei , welcher durch eine kurze Verzögerung
der Bewilligung entstehen könnte , wenn , wie man von dem
letzten Redner gehört habe , die Sache nicht so sehr eile , und
wenn dem nächsten Landtage im Januar oder Februar die
Sache vorgclegt werden könne , so könne der Bau auch noch
im nächsten Jahre zu Stande kommen , wenn die Arbeit dann
gleich in Angriff genommen werde , denn daß zwischen der
Bewilligung und der AuSverdingung viel Zeit verlaufen müsse,
vermöge er nicht einzuschen ; nur einige Zeit nach der Aus¬
verdingung werde verloren gehen , weil das Material angc-
schaffc werden müßte.

Abg . Böckel:  Eine Aeußerung des Abg . v . Berg
veranlasse ihn nur zu erwiedcrn , daß er im Allgemeinen den
Grundsatz auch theile , und cs in der Natur der Sache liege,
daß von einer Ständeversammlung der Regierung nicht eine
Summe zur Verfügung gestellt werde , ohne daß diese von
ihr gefordert sei , ausgenommen , wo ein dringender Anlaß
vorliege , und dies sei damals der Fall gewesen , indem der
Landtag eine dringende Veranlassung gehabt habe , die Ini¬
tiative bei Chauffecbauten zu ergreifen . — Wäre diese Mei¬

nung bei dem Militärbudget oder bei der Beamtenzulage ge¬
äußert worben , so würde ec nimmermehr der Ansicht deS
Abg . v . Berg  oppvmrt haben . (Heiterkeit .)

Berichlerst . Strackerjan  II . : Er wolle nur noch be¬

merken , baß die Sache doch wirklich dringlich sei. Bon den
Abgg . Schmedes und Bulling  sei schon darauf hingewic-
sen worden , daß wenn die Brücke jetzt nicht gebaut werde,
die Anschaffung eines neuen Prahms nvthwendig sei , und
daß dafür einige tausend Thaler aufgewendet werden müßten.
Er halte die Sache aber auch deshalb für dringlich , weil,
wenn man den Bau bis auf das nächste Jahr aufschiebe , ein
höherer Preis für Baumaterial zu bezahlen sein werde . Der
Uebcrbau werde nämlich aus Holz aufgeführt , dazu würden
schwere Hölzer erforderlich , diese seien nicht an der Weser zu
haben , und müßten von der Ostsee verschrieben werden . Solle

dies nun geschehen , so müßten sie lange vorher verdungen
sein , damit im nächsten Frühjahre die Hölzer an der Ostsee

verladen werden könnten . — Es seien dies alles Gründe,
welche für die Dringlichkeit sprächen , denn die Staatsregie¬
rung könne natürlich keinen Lieferungscontract abschließen,
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wenn die Geldmittel ihr nicht zur Verfügung ständen . — Er
bitte daher nochmals für den Ausschußantrag zu stimmen.

Der Ausschußantrag Nr . 18 . wird hierauf mit 38 gegen
3 Stimmen angenommen.

Es stimmten für denselben die Abgeordneten:

Pancratz , Schmedes , Strackerjan I . , Stra-
ckerjan  II . , Strodthoff , Sudendorf , v . Wedder-
kop , Millers , Abels , Alfs , Bargmann , Barle¬
ben , Becker , v . Berg , Böckel , Böker , Bothe , Bul-

ling , Crone , Feldhus , Ferneding , v . Finckh,
Folte , Frank , Führten , Goose , Hardt , Janßcn,
Kasten , Klavemann , Lehmkuhl , Lübbers , Luer-

ßen , v . Lützow , Mölling , Morell , Nieberding,
Noell.

Gegen denselben die Abgeordneten:
Rüder , Rösener , Driver.

Damit ist der Antrag des Abg.  Rüder erledigt.
Ferner werden die Anträge des Ausschusses unter Nr.

19 . , 20 ., 21 ., 22 ., 23 . , 24 ., 25 ., 26 ., 27 . , 28 ., 29 ., 30 . an¬
genommen . Damit ist der Gegenstand erledigt und die Ta¬
gesordnung erschöpft . — Für eine nächste Sitzung liegt noch
kein Stoff vor,  der Vorsitzende bemerkt daher , die nächste

Sitzung werde unter Vertheilung der Tagesordnung besonders
angcsagt werden , und schließt die heutige Sitzung.

Schluß der Sitzung l '/s Uhr.
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